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Wirtschaft und Gesellschaft 

Übung Gesetzesartikelsuche 

Suchen Sie im Gesetz (ZGB, OR) den entsprechenden Gesetzesartikel zu den folgenden Umschreibungen. Der Einfachheit halber sind die Gesetzesartikel der Reihe 
nach geordnet (beginnend mit dem ZGB). Kursiv: Gesetzesartikel, bei denen ich nicht sicher bin, ob sie wirklich QV-relevant sind. Viel Vergnügen! 
 

Teil 1 
 
1. Das Gericht stützt sich bei 

einem Entscheid auf die fol-
genden Rechtsquellen: Ge-
schriebenes Recht, Gewohn-
heitsrecht und Rechtsspre-
chung. 

ZGB 1 
 
2. Jedermann hat nach dem 

Grundsatz von Treu und Glau-
ben zu handeln. Wer seine 
Rechte offensichtlich zu sei-
nen Gunsten missbraucht, fin-
det keinen Rechtsschutz. 

ZGB 2 
 
3. Guter Glaube liegt dann vor, 

wenn jemand nach objektiven 
Kriterien keine Kenntnisse da-
von haben konnte, dass die 
Sache z.B. gestohlen war. 

ZGB 3 
 
4. Wer Recht aus einer behaup-

teten Tatsache ableiten will, 
hat dies zu beweisen. 

ZGB 8 
 
 
5. Die Fähigkeit, Rechte und 

Pflichten zu haben. 
ZGB 11 

6. Die Fähigkeit, Rechte und 
Pflichten zu begründen. 

ZGB 12 
 
7. Die Voraussetzungen für die 

Handlungsfähigkeit sind Mün-
digkeit (neu Volljährigkeit) und 
Urteilsfähigkeit. 

ZGB 13 
 
8. Die Volljährigkeit wird mit dem 

18. Geburtstag erreicht. 
ZGB 14 
 
9. Die Urteilsfähigkeit ist die Fä-

higkeit, vernunftgemäss zu 
handeln. 

ZGB 16 
 
10. Handlungen bei Urteilsunfä-

higkeit entfalten keine rechtli-
che Wirkung. 

ZGB 18 
 
11. Beschränkt handlungsunfähige 

Personen können sich nur mit 
Zustimmung ihrer gesetzlichen 
Vertreter durch ihre Handlun-
gen verpflichten… (mit Absatz) 

ZGB 19 I 
 
12. … werden aber aus unerlaub-

ten Handlungen schadener-
satzpflichtig. 

ZGB 19 III 

13. Eine juristische Person 
(z.B. GmbH oder AG) erlangt 
das Recht der Persönlichkeit 
durch die Eintragung in das 
Handelsregister. 

ZGB 52 
 
14. Eine juristische Person ist 

handlungsfähig, sobald die 
notwendigen Organe bestimmt 
sind. 

ZGB 54 
 
 
15. Aus einem Verlöbnis heraus 

entsteht kein rechtlicher An-
spruch auf Eingehung der 
Ehe. 

ZGB 90 
 
16. Um heiraten zu können, müs-

sen die Brautleute volljährig 
und urteilsfähig sein. 

ZGB 94 
 
17. Die Ehe untern Geschwistern 

ist verboten. 
ZGB 95 
 
18. Ebenfalls verboten ist die 

Mehrfachehe (Bigamie). 
ZGB 96 
 
Eine Scheidung ist möglich... 
 

19. ... auf gemeinsames Begehren 
beider Ehegatten, ... 

ZGB 111 
 
20. ... auf Klage eines Ehegatten 

nach zwei Jahren Getrenntle-
ben... 

ZGB 114 
 
21. ... und wenn die Fortsetzung 

der Ehe nicht mehr zumutbar 
ist. 

ZGB 115 
 
22. Die Ehegatten sind einander 

zur Treue verpflichtet. 
ZGB 159 
 
23. Das Ehepaar kann wählen, ob 

es einen gemeinsamen Na-
men wählt oder ob jeder Ehe-
gatte seinen Namen behält. 

ZGB 160 
 
24. Jeder Ehegatte behält sein 

Bürgerrecht. 
ZGB 161 
 
25. Für Schulden, die nicht die 

laufenden Bedürfnisse des 
Haushaltes betreffen, haftet 
jeder Ehegatte persönlich. 

ZGB 166 
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26. Bei der Berufswahl nimmt der 

Ehegatte auf den Anderen 
Rücksicht. 

ZGB 167 
 
27. Ein Ehegatte kann nur mit 

ausdrücklicher Zustimmung 
des anderen einen Mietvertrag 
kündigen. 

ZGB 169 
 
28. Der Ehegatte muss dem An-

dern über sein Einkommen 
und Vermögen Auskunft ge-
ben können. 

ZGB 170 
 
29. Wurde durch Ehevertrag 

nichts anderes vereinbart, gilt 
die Errungenschaftsbeteiligung 
als der ordentliche Güterstand. 

ZGB 181 
 
30. Ein Ehevertrag muss öffentlich 

beurkundet werden. 
ZGB 184 
 
31. Der Güterstand der Errungen-

schaftsbeteiligung umfasst Er-
rungenschaft und Eigengut je-
des Ehegatten. 

ZGB 196 
 
32. Eigengut ist (u.a.): Gegen-

stände zum persönlichen Ge-
brauch, Vermögen, das in die 
Ehe eingebracht wurde und 
unentgeltliche Zuwendungen 
während der Ehe. 

ZGB 198 
 

33. Alle Vermögensgegenstände 
eines Ehegatten gelten bis 
zum Beweis des Gegenteils 
als Errungenschaft. 

ZGB 200 
 
34. Bei der Gütergemeinschaft 

wird das Gesamtgut gemein-
sam verwaltet. 

ZGB 227 
 
35. Bei der Gütertrennung ver-

waltet und nutzt jeder sein 
Vermögen selber. 

ZGB 247 
 
36. Die Eltern haften für Schäden, 

die ihr Kind verursacht hat, so-
fern sie ihre Sorgfaltspflicht 
verletzt haben. 

ZGB 333 
 
 
37. Die nächsten Erben sind nach 

Gesetz die Nachkommen. 
ZGB 457 
 
38. Die Eltern erben zu gleichen 

Teilen. Ist ein Elternteil vorver-
storben, gelangt sein Anteil an 
seine Nachkommen. 

ZGB 458 
 
39. Der Ehegatte erhält neben den 

Nachkommen die Hälfte, ne-
ben Erben des elterlichen 
Stammes drei Viertel und ne-
ben Erben .des grosselterli-
chen Stammes alles. 

ZGB 462 
 

40. Wer urteilsfähig und mündig 
ist, kann unter den Schranken 
des Gesetzes über sein Ver-
mögen letztwillig verfügen.  

ZGB 467 
 
41. Pflichtteilberechtigt sind Nach-

kommen, Eltern und Ehegatte 
bzw. eingetragener Partner, 
nicht jedoch die Geschwister. 

ZGB 470 
 
42. Der Pflichtteil des Ehegatten 

beträgt die Hälfte seines ge-
setzlichen Anspruchs. 

ZGB 471 
 
43. Enterbung ist möglich bei einer 

schweren Straftat gegen den 
Erblasser oder eine ihm nahe 
stehenden Person oder bei 
schwerer Verletzung der fami-
lienrechtlichen Pflichten. 

ZGB 477 
 
44. Der Erblasser kann einen Teil 

seines Vermögens auch ver-
machen. 

ZGB 484 
 
45. Der Erblasser kann ein Tes-

tament eigenhändig oder (in 
Ausnahmen) mündlich errich-
ten oder öffentlich beurkunden 
lassen. 

ZGB 498 
 
46. Die öffentliche Beurkundung 

erfolgt bei einem Notar unter 
Mitwirkung von zwei Zeugen. 

ZGB 499 

47. Ein eigenhändiges Testament 
muss A bis Z von Hand ge-
schrieben sein und mit Datum 
und Unterschrift versehen 
sein. 

ZGB 505 
 
48. Erbverträge müssen öffentlich 

beurkundet werden. 
ZGB 512 
 
49. Bei Formmängeln des Testa-

ments kann eine letztwillige 
Verfügung auf Klage hin als 
ungültig erklärt werden. 

ZGB 520 
 
50. Pflichtteilberechtigte Erben 

können bei Verletzung des 
Pflichtteils auf ihren Anteil kla-
gen. 

ZGB 522 
 
51. Der Erbgang wird durch den 

Tod des Erblassers eröffnet. 
ZGB 537 
 
52. Die Erben haben drei Monate 

Zeit, eine Erbschaft auszu-
schlagen. 

ZGB 567 
 
 
53. Wer Eigentümer einer Sache 

ist, kann in den Schranken der 
Rechtsordnung nach Belieben 
über die Sache verfügen. 

ZGB 641 
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54. Tiere sind keine Sachen. 
ZGB 641a 
 
55. Eigentümer an einer bewegli-

chen Sache wird man durch 
Übergabe der Sache. 

ZGB 714 
 
56. Ein Eigentumsvorbehalt ist nur 

dann wirksam, wenn er im Be-
treibungsregister eingetragen 
wird. 

ZGB 715 
 
57. Ein Grundpfand entsteht mit 

der Eintragung ins Grundbuch. 
ZGB 799 
 
58. Eine bewegliche Sache kann 

nur durch die Übergabe der 
Sache verpfändet werden. 

ZGB 884 
 
59. Der Gläubiger hat das Recht, 

eine Sache solange zurückzu-
behalten, bis eine damit zu-
sammenhängende Forderung 
bezahlt ist. Dabei muss sich 
der Schuldner die Sache dem 
Gläubiger freiwillig überlassen 
haben. 

ZGB 895 
 
60. Besitzer ist, wer die tatsächli-

che Gewalt über eine Sache 
hat. 

ZGB 919 
 

61. Besitzer wird man durch die 
Übergabe der Sache. 

ZGB 922 
 
62. Vom Besitzer einer Fahrnissa-

che wird vermutet, dass er ihr 
Eigentümer ist. 

ZGB 930 
 
63. Eine gestohlene Sache kann 

innert fünf Jahren von jedem 
Empfänger zurückgefordert 
werden. 

ZGB 934 
 
 
64. Ein Vertrag entsteht durch 

übereinstimmende gegenseiti-
ge Willensäusserung. Die Wil-
lensäusserung kann auch still-
schweigend sein. 

OR 1 
 
65. Ein Vertrag ist auch entstan-

den, wenn man sich in den 
Nebenpunkten nicht einig war. 

OR 2 
 
66. Wer einem andern eine Frist 

setzt, bleibt bis zum Ablauf 
derselben gebunden. 

OR 3 
 
67. Wird ein Antrag unter Anwe-

senden nicht sogleich ange-
nommen, ist der Antragsteller 
nicht weiter gebunden. 

OR 4 
 

68. Bei einem Antrag unter Abwe-
senden bleibt der Antragstell-
ler solange gebunden, wie er 
bei normalem Postverkehr ei-
ne Antwort erwarten darf (d.h. 
ca. 10 Tage). 

OR 5 
 
69. Bei der Zustellung einer unbe-

stellten Sache ist der Empfän-
ger nicht verpflichtet, die Sa-
che zurückzusenden, sofern 
kein offensichtlicher Irrtum vor-
liegt. 

OR 6a 
 
70. Inserate, Preislisten, Kataloge 

usw. sind alle unverbindlich 
(nicht jedoch die Auslage im 
Schaufenster). 

OR 7 
 
71. Ein Antrag kann nachträglich 

widerrufen werden, sofern der 
Widerruf vor oder mit dem An-
trag bei der anderen Partei 
eintrifft. 

OR 9 
 
72. Verträge sind, sofern nichts 

anderes bestimmt ist, formlos 
gültig. 

OR 11 
 
73. Wird für ein Vertrag Schrift-

lichkeit vereinbart ohne dass 
eine solche verlangt ist, wird 
vermutet, dass die Parteien 
vor der Unterschrift nicht ver-
pflichtet sein wollen. 

OR 16 

74. Ein Vertrag mit unmöglichem, 
unsittlichem oder widerrechtli-
chem Vertragsinhalt ist nichtig. 

OR 20 
 
75. Bei einer Übervorteilung kann 

der Benachteiligte innerhalb 
eines Jahres den Vertrag 
rückgängig machen. 

OR 21 
 
76. In den folgenden Fällen kann 

ein Vertrag wegen wesentli-
chem Irrtum nachträglich rück-
gängig gemacht werden: 

OR 23 
 
77. Bei Erklärungsirrtum... 

(mit Absatz und Ziffer) 
OR 24 I Ziff. 1–3 
 
78. ... und Grundlagenirrtum, ... 

(mit Absatz und Ziffer) 
OR 24 I Ziff. 4 
 
79. ... nicht aber bei Motivirrtum...  

(mit Absatz) 
OR 24 II 
 
80. ... und Rechnungsfehlern.  

(mit Absatz) 
OR 24 III 
 
81. Wer den Irrtum seiner eigenen 

Fahrlässigkeit zuzuschreiben 
hat, wird schadenersatzpflich-
tig. 

OR 26 
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82. Ebenfalls wegen Mangel bei 

Vertragsabschluss anfechtbar 
ist ein Vertrag bei absichtlicher 
Täuschung... 

OR 28 
 
83. ... und Furchterregung 
OR 29 
 
84. Die Frist, in der ein Vertag mit 

einem Mangel bei Vertragsab-
schluss angefochten werden 
kann, beträgt ein Jahr. Sie be-
ginnt beim Irrtum und bei der 
Täuschung mit der Entde-
ckung des Mangels bzw. bei 
der Furcht mit deren Beseiti-
gung. 

OR 31 
 
85. Bei einem Haustürgeschäft 

muss die Leistung des Kunden 
100 Franken übersteigen. 
Ebenfalls muss die Sache o-
der Dienstleistung für den per-
sönlichen Gebrauch bestimmt 
sein. 

OR 40a 
 
86. Kein Widerrufsrecht bei einem 

Haustürgeschäft besteht, 
wenn die Sache an einem 
Markt- oder Messestand ge-
kauft wurde. 

OR 40c 
 
87. Ein Haustürgeschäft kann 

innert 14 Tagen nach Ver-
tragsabschluss schriftlich oder 
mündlich widerrufen werden. 

OR 40e 

88. Die Haftung für selbst verur-
sachten Schaden wird als Ver-
schuldenshaftung bezeichnet. 

OR 41 
 
89. Wer Schadenersatz bean-

sprucht, hat den Schaden zu 
beweisen. 

OR 42 
 
90. Wer betrunken einen Schaden 

verursacht, wird trotz Urteils-
unfähigkeit schadenersatz-
pflichtig. 

OR 54 
 
91. Der Geschäftsherr haftet für 

Schäden, die sein Arbeitneh-
mer verursacht. 

OR 55 
 
92. Der Tierhalter haftet für Schä-

den, die das Tier verursacht, 
sofern er seine Sorgfaltspflicht 
verletzt hat. 

OR 56 
 
93. Der Hauseigentümer haftet für 

den Schaden, der durch her-
abfallende Ziegel entsteht. 

OR 58 
 
94. Schadenersatzansprüche aus 

unerlaubten Handlungen ver-
jähren nach einem Jahr. 

OR 60 
 
95. Wer Geld ungerechtfertigt 

erhält, muss dieses zurückge-
ben. 

OR 62 

96. Bei Verträgen mit unsittlichem 
oder widerrechtlichem Ver-
tragsinhalt besteht kein An-
spruch auf Rückerstattung. 

OR 66 
 
97. Grundsätzlich muss persönlich 

erfüllt werden, wenn es auf die 
Person ankommt. 

OR 68 
 
98. Der Gläubiger muss keine 

Teilzahlungen akzeptieren. 
OR 69 
 
99. Geldschulden sind Bringschul-

den. Warenschulden sind Hol-
schulden. 

OR 74 
 
100. Wenn nichts anderes bestimmt 

ist , wird eine Forderung sofort 
fällig. 

OR 75 
 
101. Die Erfüllung muss zu den 

gewöhnlichen Geschäftszeiten 
vollzogen werden. 

OR 79 
 
102. Wer bei zweiseitigen Verträ-

gen den anderen zur Erfüllung 
anhalten will, muss selber be-
reits erfüllt haben. 

OR 82 
 

103. Befindet sich der Gläubiger in 
Verzuge, ist der Schuldner be-
rechtigt, die geschuldete Sa-
che auf Gefahr und Kosten 
des Gläubigers zu hinterlegen. 

OR 92 
 
104. Kann die Erfüllung nicht oder 

nicht gehörig bewirkt werden, 
so hat der Schuldner Scha-
denersatz zu leisten, sofern er 
nicht beweist, dass ihn keine 
Schuld trifft. 

OR 97 
 
105. Ist eine Verbindlichkeit fällig, 

so wird der Schuldner durch 
Mahnung des Gläubigers in 
Verzug gesetzt... (mit Absatz) 

OR 102 I 
 
106. ... bzw. mit Ablauf eines vorher 

vereinbarten Verfalltages (mit 
Absatz). 

OR 102 II 
 
107. Der Verzugszins bei einer 

Geldschuld beträgt 5 %, sofern 
nichts anderes vereinbart wur-
de. 

OR 104 
 
108. Befindet sich der Schuldner in 

Verzug, so kann der Gläubiger 
ihm eine Nachfrist setzen (mit 
Absatz). 

OR 107 I 
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109. Mit Ablauf dieser Frist kann 

der Gläubiger dann vom Ver-
trag zurücktreten, auf die Lie-
ferung verzichten oder auf die-
se bestehen (mit Absatz). 

OR 107 II 
 
110. Bei einem Fixkauf (mit Stich-

tag) ist das Ansetzen einer 
Nachfrist nicht notwendig. 

OR 108 
 
111. Eine Obligation kann neben 

der Erfüllung auch erlöschen 
durch Übereinkunft, ... 

OR 115 
 
112. ... Neuerung, ... 
OR 116 
 
113. ... Vereinigung von Gläubiger 

und Schuldner,... 
OR 118 
 
114. Unmöglichwerden der Leis-

tung (nachträgliche Unmög-
lichkeit)... 

OR 119 
 
115. ... und durch einseitige Ver-

rechnung. 
OR 120 
 

116. Bei der Verjährung erlöscht die 
Obligation nicht, sondern kann 
nicht mehr eingefordert wer-
den. Sofern nichts anderes 
bestimmt ist, beträgt die Ver-
jährungsfrist zehn Jahre. 

OR 127 
 
117. Miet- und Kapitalzinsen sowie 

andere periodische Leistungen 
sowie Forderungen aus 
Handwerksarbeit und Klein-
verkauf von Waren verjähren 
nach 5 Jahren. 

OR 128 
 
118. Verjährungsfristen dürfen nicht 

abgeändert werden. 
OR 129 
 
119. Die Verjährung beginnt mit der 

Fälligkeit der Forderung. 
OR 130 
 
120. Durch Schuldanerkennung 

(z.B. durch Ratenzahlungen) 
oder Schuldbetreibung wird 
die Verjährung unterbrochen. 

OR 135 
 
121. Bei Unterbrechung der Verjäh-

rung beginnt sie von neuem. 
OR 137 
 
122. Auf die Verjährung kann nicht 

im voraus verzichtet werden. 
OR 141 
 
123. Eine Solidarschuld unter meh-

reren Schuldnern entsteht, 
wenn sie erklären, dass ge-

genüber dem Gläubiger jeder 
einzeln für die Erfüllung haftet. 

OR 143 
 
124. Bei Vertragsabschluss kann 

ein sogenanntes Reugeld 
(Preis für Vertragsrücktritt) 
vereinbart werden. 

OR 158 
 
125. Für den Fall der Nicht- oder 

Schlechterfüllung kann eine 
Konventionalstrafe vereinbart 
werden. 

OR 160 
 
126. Der Gläubiger kann eine ihm 

zustehende Forderung ohne 
Einwilligung des Schuldners 
an eine Drittperson abtreten 
(Zession). 

OR 164 
 
 
127. Beim Kaufvertrag verpflichtet 

sich der Verkäufer, die Sache 
dem Käufer zu übergeben und 
ihm das Eigentum daran zu 
verschaffen, und der Käufer, 
den Kaufpreis zu bezahlen. 

OR 184 
 
128. Nutzen und Gefahren einer 

Sache gehen bei Spezieswa-
ren mit dem Abschluss des 
Vertrages auf den Erwerber 
über (mit Absatz). 

OR 185 I 
 

129. Bei Gattungswaren gehen 
Nutzen und Gefahr mit dem 
Ausscheiden der Ware (Platz-
kauf) bzw. mit der Aufgabe 
zum Versand (Distanzkauf) 
über (mit Absatz). 

OR 185 II 
 
130. Wenn nichts anderes verein-

bart ist, trägt der Verkäufer die 
Kosten der Übergabe… 

OR 188 
 
131. … der Käufer hingegen die 

Transportkosten. 
OR 189 
 
132. Wird im kaufmännischen Ver-

kehr ein bestimmter Lieferter-
min vereinbart und kommt der 
Verkäufer mit Ablauf dieses 
Tages in Verzug, so wird vom 
Käufer der Verzicht auf die 
Lieferung vermutet. 

OR 190 
 
133. Verzichtet der Käufer auf die 

Lieferung der Ware, kann er 
als Schadenersatz den Auf-
preis geltend machen, den er 
bei einem anderen Lieferanten 
für die gleiche Ware bezahlt. 

OR 191 
 
134. Der Verkäufer haftet für Män-

gel an der Kaufsache, auch 
wenn er den Mangel nicht ge-
kannt hat. 

OR 197 
 



 Recht und Staat 
 Gesetzesartikelsuche 

© BAS W&G Rechtskunde_Artikelsuche_KV_v17 17-05-22 1.5.3.x/6 

Wirtschaft und Gesellschaft 
135. Eine Verlängerung, Verkür-

zung oder sogar Aufhebung 
der Garantie ist zulässig. 

OR 199 
 
136. Der Käufer ist verpflichtet, die 

Sache nach dem Kauf sofort 
zu prüfen, Mängel zu melden 
und die Sache aufzubewah-
ren. 

OR 201 
 
137. Weist die verkaufte Sache 

einen Mangel auf, hat der Käu-
fer die Wahl auf Wandelung, 
Minderung oder... 

OR 205 
 
138. ... bei einer Gattungsware 

auch auf Ersatzleistung. 
OR 206 
 
139. Die Garantiefrist bei einem 

Sachmangel beträgt zwei Jah-
re. 

OR 210 
 
140. Der Käufer ist verpflichtet, den 

Preis zu bezahlen und die Sa-
che anzunehmen. 

OR 211 
 
141. Wurde nichts anderes verein-

bart, wird der Kaufpreis sofort 
d.h. mit der Übergabe fällig. 

OR 213 
 
142. Ist die Sache gegen Voraus-

zahlung oder Zug um Zug zu 
übergeben so kann der Ver-
käufer bei Zahlungsverzug des 

Käufers ohne weiteres vom 
Vertrage zurücktreten. 

OR 214 
 
143. Grundstückkäufe müssen öf-

fentlich beurkundet werden. 
OR 216 
 
144. Eine Schenkung ist eine Zu-

wendung, bei der jemand aus 
dem Vermögen eines anderen 
ohne Gegenleistung bereichert 
wird. 

OR 239 
 
 
145. Beim Mietvertrag verpflichtet 

sich der Vermieter, die Sache 
zum Gebrauch zu überlassen, 
und der Mieter, Mietzins zu 
bezahlen. 

OR 253 
 
146. Wurde bei der Rückgabe der 

Sache ein Rückgabeprotokoll 
erstellt, so muss der Vermieter 
es dem neuen Mieter auf Ver-
langen vorlegen. 

OR 256a 
 
147. Wenn nichts anderes verein-

bart, ist der Mietzins am Ende 
des Monats zu bezahlen. 

OR 257c 
 
148. Ist der Mieter mit der Zahlung 

des Mietzinses im Rückstand, 
kann ihm der Vermieter schrift-
lich eine Zahlungsfrist setzen. 

OR 257d 
 

149. Der Mieter einer Wohnung 
muss zur Sache Sorge tragen 
und auf die Nachbarn Rück-
sicht nehmen. 

OR 257f 
 
150. Der Mieter muss Mängel, die 

er nicht selber beseitigen 
muss, dem Vermieter melden. 

OR 257g 
 
151. Kleine Mängel muss der Mie-

ter selber ausbessern. 
OR 259 
 
152. Bei Mängeln kann der Mieter 

u.a. verlangen, dass der Man-
gel beseitigt oder der Mietzins 
herabgesetzt wird. 

OR 259a 
 
153. Will der Mieter den Mietzins 

hinterlegen, muss er dies dem 
Vermieter vorher schriftlich 
angekündigt haben. 

OR 259g 
 
154. Verkauft der Vermieter die 

Mietwohnung, kann der neue 
Eigentümer bei Eigenbedarf 
das Mietverhältnis kündigen 
(„Kauf bricht Miete“) 

OR 261 
 
155. Der Mieter kann die Sache mit 

Zustimmung des Vermieters 
untervermieten. 

OR 262 
 
156. Eine Wohnung kann zwischen-

terminlich gekündigt werden, 

wenn der Mieter dem Vermie-
ter einen zumutbaren und 
zahlungsfähigen Nachmieter 
vorschlägt, der bereit ist, die 
Sache zu gleichen Bedingun-
gen zu übernehmen. 

OR 264 
 
157. Bei Wohnungen kann der Mie-

ter mit einer Frist von drei Mo-
naten kündigen. 

OR 266c 
 
158. Bei Geschäftsräumen beträgt 

die Kündigungsfrist bei Orts-
gebrauch sechs Monate. 

OR 266d 
 
159. Die Miete von Wohn- und Ge-

schäftsräumen muss schriftlich 
gekündigt werden. Der Ver-
mieter muss zudem mit einem 
vom Kanton genehmigten 
Formular kündigen. 

OR 266l 
 
160. Eine Familienwohnung muss 

von beiden Ehegatten gekün-
digt werden. 

OR 266m 
 
161. Der Vermieter muss die Kün-

digung ebenfalls beiden Ehe-
gatten separat zustellen. 

OR 266n 
 
162. Mängel, die bei der Rückgabe 

der Sache festgestellt werden, 
muss der Vermieter sofort 
melden. 

OR 267a 
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163. Das Retentionsrecht des Ver-

mieters gilt nur bei Geschäfts-
räumen. 

OR 268 
 
164. Mietzinse sind missbräuchlich, 

wenn damit ein übersetzter Er-
trag erzielt werden soll. 

OR 269 
 
165. Will der Vermieter den Miet-

zins erhöhen, muss er dies 
dem Mieter mindestens 10 
Tage vor Beginn der Kündi-
gungsfrist ankündigen. 

OR 269d 
 
166. Der Mieter kann den Mietzins 

innert 30 Tagen nach Über-
nahme der Sache als miss-
bräuchlich anfechten. 

OR 270 
 
167. Der Mieter kann eine Miet-

zinserhöhung innert 30 Tagen 
nach Mitteilung als miss-
bräuchlich anfechten. 

OR 270b 
 
168. Die Kündigung der Miete einer 

Wohnung ist anfechtbar, wenn 
sie gegen den Grundsatz von 
Treu und Glauben verstösst, ... 

OR 271 
 
169. ... insbesondere wenn der 

Mieter Ansprüche aus dem 
Mietverhältnis geltend macht. 

OR 271a 
170. Bei Härtefällen kann der Mie-

ter eine Erstreckung des Miet-
verhältnisses fordern. 

OR 272 
 
171. Eine Mieterstreckung ist aus-

geschlossen bei Zahlungs-
rückstand des Mieters. 

OR 272a 
 
172. Für Wohnräume beträgt die 

Mieterstreckung maximal 
4 Jahre. 

OR 272b 
 
173. Im Gegensatz zum Mietvertrag 

bedarf der Leasingvertrag der 
qualifizierten Schriftlichkeit 
(Achtung: Nicht im OR gere-
gelt). 

KKG 11 
 
 
174. Auch Teilzeitarbeit gilt als Ein-

zelarbeitsvertrag. 
OR 319 
 
175. Wo es das Gesetz nicht an-

ders bestimmt, ist ein Arbeits-
vertrag auch mündlich gültig. 

OR 320 
 
176. Zu den Pflichten des Arbeit-

nehmers gehört, dass er die 
Arbeit in eigener Person zu 
leisten hat. 

OR 321 
 

177. Der Arbeitnehmer hat die Ar-
beiten sorgfältig auszuführen 
und die Interessen des Arbeit-
gebers zu wahren. Er darf sei-
nen Arbeitgeber während des 
Arbeitsverhältnisses nicht kon-
kurrenzieren. 

OR 321a 
 
178. Wird die Leistung von Über-

stundenarbeit notwendig, so 
ist der Arbeitnehmer soweit 
verpflichtet, wie sie ihm zuge-
mutet werden kann. 

OR 321c 
 
179. Der Arbeitnehmer haftet für 

den Schaden, den er absicht-
lich oder fahrlässig dem Ar-
beitgeber zufügt. 

OR 321e 
 
180. Sind nicht andere Termine 

vereinbart, muss der Arbeitge-
ber den Lohn Ende Monat 
zahlen. 

OR 323 
 
181. Muss der Arbeitnehmer unver-

schuldet krankheitshalber der 
Arbeit fernbleiben, so hat ihm 
der Arbeitgeber den Lohn für 
mindestens drei Wochen zu 
zahlen. 

OR 324a 
 
182. Der Arbeitnehmer hat An-

spruch auf mindestens vier 
Wochen Ferien, wenn er min-
destens 20 Jahre alt ist. 

OR 329a 

183. Der Arbeitgeber bestimmt 
grundsätzlich den Zeitpunkt 
der Ferien. 

OR 329c 
 
184. Ferien dürfen während dem 

Arbeitsverhältnis nicht durch 
Geldzahlungen abgegolten 
werden. 

OR 329d 
 
185. Der Arbeitgeber hat die Per-

sönlichkeit und die Gesundheit 
des Arbeitnehmers zu schüt-
zen. Er muss auch gegen se-
xuelle Belästigung vorsorgen. 

OR 328 
 
186. Der Arbeitnehmer kann vom 

Arbeitgeber jederzeit ein Ar-
beitszeugnis verlangen. 

OR 330a 
 
187. Bei einem befristeten Arbeits-

vertrag ist eine Kündigung 
nicht vorgesehen. 

OR 334 
 
188. Eine Kündigung ist schriftlich 

zu begründen, wenn die ande-
re Partei dies verlangt. 

OR 335 
 
189. Wurden unterschiedliche Kün-

digungsfristen vereinbart, gilt 
die… 

OR 335a 
 
190. Die Probezeit beträgt maximal 

3 Monate. 
OR 335b 
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191. Die Kündigungsfrist beträgt im 

fünften Dienstjahr zwei Mona-
te. 

OR 335c 
 
192. Wird einem Arbeitnehmer we-

gen seiner Parteizugehörigkeit 
gekündigt, so kann bei dieser 
missbräuchlichen Kündigung 
auf Entschädigung bis maxi-
mal sechs Monatslöhne kla-
gen. Die Kündigung bleibt aber 
bestehen. 

OR 336 i.V.m. 336a 
 
193. Eine Kündigung, die während 

einer Rekrutenschule ausge-
sprochen wird, ist nichtig. 

OR 336c 
 
194. Kann der Arbeitgeber den 

Lohn nicht mehr zahlen, so 
kann der Arbeitnehmer fristlos 
kündigen. 

OR 337a 
 
195. Ein Konkurrenzverbot darf 

nicht auf die ganze Schweiz 
ausgedehnt werden. 

OR 340a 
 
196. Die Vorschrift, dass der Feri-

enanteil nicht mit Geld abge-
golten werden kann, ist zwin-
gend und darf nicht abgeän-
dert werden. 

OR 361 / 329d 
 
 

197. Bei der einfachen Gesellschaft 
haften die Gesellschafter un-
beschränkt mit ihrem Privat-
vermögen und solidarisch. 

OR 544 III 
 
198. Der Gewinn einer einfachen 

Gesellschaft wird – sofern 
nichts anderes vereinbart – 
unter den Gesellschaftern 
nach Köpfen verteilt. 

OR 533 
 
 
199. Die Aktiengesellschaft ist eine 

Gesellschaft mit eigener Fir-
ma, deren zum Voraus be-
stimmtes Kapital in Teilsum-
men zerlegt ist und für deren 
Verbindlichkeiten nur das Ge-
sellschaftsvermögen haftet. 

OR 620 
 
200. Das Aktienkapital muss min-

destens 100‘000 Franken be-
tragen. 

OR 621 
 
201. Der Nennwert einer Aktie be-

trägt mindestens 1 Rappen. 
OR 622 
 
202. Aktiengesellschaften mit nur 

einem Aktionär sind möglich. 
Bei der Gründung beträgt aber 
die Mindestzahl an Aktionären 
drei. 

OR 625 
 
203. Bei der Gründung der AG 

müssen mindestens 20 % des 

Nennwerts jeder Aktie, in allen 
Fällen aber mindestens 50‘000 
Franken einbezahlt werden. 

OR 632 
 
204. Die Aktiengesellschaft erlangt 

die Persönlichkeit erst mit dem 
Handelsregistereintrag. 

OR 643 
 
205. Jeder Aktionär hat Anspruch 

auf einen verhältnismässigen 
Anteil am Bilanzgewinn. 

OR 660 
 
206. Eine Aktiengesellschaft kann 

stille Reserven bilden. 
OR 671 
 
207. Bei börsenkotierten Namenak-

tien kann die AG einen Erwer-
ber als Aktionär nur ablehnen, 
wenn er prozentmässig mehr 
Aktien als eine in den Statuten 
festgesetzte Obergrenze kau-
fen will. 

OR 685d 
 
208. Die Aktiengesellschaft führt ein 

Aktienbuch mit den Namen 
und Adressen der Namenakti-
onäre. 

OR 686 
 
209. Die Aktionäre üben ihr Stimm-

recht im Verhältnis des Nenn-
wertes der ihnen gehörenden 
Aktien aus. 

OR 692 
 

210. Die Statuten einer AG können 
das Stimmrecht der Aktionäre 
unabhängig vom Nennwert ih-
rer Aktien festsetzen, sodass 
auf jede Aktie eine Stimme 
entfällt. 

OR 693 
 
211. Oberstes Organ einer AG ist 

die Generalversammlung der 
Aktionäre. 

OR 698 
 
212. Die GV fasst Beschlüsse und 

wählt, sofern nichts anderes 
bestimmt, mit dem absoluten 
Mehr der vertretenen Stim-
men. 

OR 703 
 
213. Liegt ein Kapitalverlust (die 

Hälfte des Aktienkapitals und 
der gesetzlichen Reserven 
nicht mehr gedeckt) vor, beruft 
der VR eine GV ein. 

OR 725 
 
214. Im Falle einer Überschuldung 

(Schulden grösser als das 
Vermögen) eröffnet der Rich-
ter den Konkurs. 

OR 725a 
 
215. Eine Aktiengesellschaft, deren 

Aktien an eine Börse kotiert 
sind, muss ihre Jahresrech-
nung durch eine Revisionsstel-
le ordentlich prüfen lassen. 

OR 727 
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216. Wenn die AG nicht mehr als 

zehn Vollzeitstellen hat, kann 
mit Zustimmung sämtlicher Ak-
tionäre auf die eingeschränkte 
Revision verzichtet werden. 

OR 727a 
 
 
217. Die Merkmale der GmbH sind: 

personenbezogene Kapitalge-
sellschaft, an der eine oder 
mehrere Personen oder Han-
delsgesellschaften beteiligt 
sind. 

OR 772 
 
218. Das Stammkapital einer 

GmbH darf nicht weniger als 
20’000 Franken betragen. 

OR 773 
 
219. Der Nennwert der Stamman-

teile beträgt mindestens 100 
Franken. 

OR 774 
 
220. Die Statuten können die Ge-

sellschafter zur Leistung von 
Nachschüssen verpflichten. 

OR 795 
 
221. Oberstes Organ einer GmbH 

ist die Gesellschafterversamm-
lung. 

OR 804 
 
222. Die Gesellschafterversamm-

lung fasst ihre Beschlüsse mit 

der absoluten Mehrheit der 
vertretenen Stimmen. 

OR 808 
 
223. Alle Gesellschafter üben die 

Geschäftsführung gemeinsam 
aus. 

OR 809 
 
224. Jeder Geschäftsführer ist zur 

Vertretung der Gesellschaft 
berechtigt. 

OR 814 
 
 
225. Wer ein Handels-, Fabrikati-

ons- oder ein anderes nach 
kaufmännischer Art geführtes 
Gewerbe betreibt, muss seine 
Firma im Handelsregister ein-
tragen lassen. 

OR 934 
 
226. Inhaber einer Einzelunterneh-

mung muss die Firma mit sei-
nem Familiennamen bilden. 

OR 945 
 
227. Eine im Handelsregister einge-

tragene Firma darf von keinem 
anderen Geschäftsinhaber an 
demselben Ort verwendet 
werden. 

OR 946 
 

228. Die Firma einer Kollektivge-
sellschaft muss den Familien-
namen mindestens eines Ge-
sellschafters mit einem Zusatz 
enthalten, der das Gesell-
schaftsverhältnis andeutet. 

OR 947 
 
229. Wählt eine Aktiengesellschaft 

als Firma einen Personenna-
men, muss die Bezeichnung 
als Aktiengesellschaft gewählt 
werden. Sonst ist die Firma ei-
ner AG frei wählbar. 

OR 950 
 
 
Ab hier gilt das seit dem 1. Januar 
2013 geltende neue Rechnungsle-
gungsrecht. 
 
230. Die Buchführung bildet die 

Grundlage der Rechnungsle-
gung. Sie soll vollständig, 
wahrheitsgetreu, klar, zweck-
mässig und nachprüfbar sein. 

OR 957a 
 
231. Bilanz und Erfolgsrechnung 

können in Konto- oder Staffel-
form dargestellt werden. Die 
Rechnungslegung erfolgt in 
einer der Landessprachen o-
der Englisch. 

OR 958d 
 
232. Die Bilanz gliedert sich in Akti-

ven und Passiven. 
OR 959 

233. Das Umlaufvermögen muss 
entsprechend seiner Liquidität 
in der folgenden Reihenfolge 
ausgewiesen werden: flüssige 
Mittel, Forderungen, Vorräte, 
aktive Rechnungsabgrenzun-
gen 

OR 959a 
 
234. Auch die Erfolgsrechnung 

unterliegt einer gesetzlichen 
Mindestgliederung. 

OR 959b 
 
235. Bei ihrer Ersterfassung müs-

sen die Aktiven zu den An-
schaffungs- oder Herstellkos-
ten bewertet werden. 

OR 960a 
 
236. Liegt der Veräusserungswert 

(Verkaufswert) von Vorräten 
unter den Anschaffungs- oder 
Herstellkosten, so ist dieser 
massgebend. 

OR 960c 
 
237. Anlagevermögen sind Werte 

die langfristig (d.h. länger als 
12 Monate) genutzt werden. 

OR 960d 
 
238. Schulden (Verbindlichkeiten) 

sind zum Nennwert einzuset-
zen. 

OR 960e 
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Jetzt noch ein paar Gesetzesartikel 
aus dem SchKG… 
 
239. Der Inhaber einer im Handels-

register eingetragene Einzel-
firma wird auf Konkurs betrie-
ben. 

SchKG 39 
 
240. Bei pfandgesicherten Forde-

rungen wird auf Pfandverwer-
tung betrieben. 

SchKG 41 
 
241. Bei Steuerschulden oder and-

ren öffentlichen Abgaben wird 
in jedem Fall auf Pfändung be-
trieben. 

SchKG 43 
 
242. Betreibungsort ist der Wohn-

sitz des Schuldners. 
SchKG 46 
 
243. Das Betreibungsbegehren ist 

an das Betreibungsamt zu 
richten. 

SchKG 67 
 
244. Der Schuldner trägt die Betrei-

bungskosten. 
SchKG 68 
 
245. Nach Erhalt des Zahlungsbe-

fehls hat der Schuldner 20 Ta-
ge Zeit die Schuld zu beglei-
chen. 

SchKG 69 
 

246. Will der Schuldner Rechtsvor-
schlag erheben, muss er dies 
innert 10 Tagen tun. 

SchKG 74 
 
247. Liegt ein Gerichtsentscheid 

vor, kann der Schuldner eine 
definitive Rechtsöffnung ver-
langen. 

SchKG 80 
 
248. Bei einer Schuldanerkennung 

aber ist nur eine provisorische 
Rechtsöffnung möglich. 

SchKG 82 
 
249. Bett, Bibel, eine Hauskatze 

und Ihre Lehrmittel haben ge-
meinsam, dass sie unpfändbar 
sind. Man nennt sie… 

SchKG 92 
 
 
Und ganz zum Schluss etwas Bun-
desverfassung. 
 
250. 26 Kantone und das Schwei-

zervolk bilden den Bundes-
staat. 

BV 1 
 
251. Jede/r Einwohner/in der 

Schweiz hat verschiedene 
Grundrechte wie zum Beispiel 
das Recht auf Hilfe in Notla-
gen. 

BV 12 
 
252. Jede Person hat das Recht, 

ihre Meinung frei zu äussern. 
BV 16 

253. Das Eigentum ist gewährleis-
tet. 

BV 26 
 
254. Wer das Bürgerrecht einer 

Gemeinde und das des Kan-
tons besitzt, ist automatisch 
auch Schweizerbürger. 

BV 37 
 
255. Die SNB ist verantwortlich für 

die Geld- und Währungspolitik 
des Landes und als solche 
unabhängig. 

BV 99 
 
256. Der Bund (d.h. Bundesrat) 

sorgt für eine ausgeglichene 
konjunkturelle Entwicklung. 

BV 100 
 
257. Jede Schweizerin und jeder 

Schweizer, der mind. 18 Jahre 
alt und nicht entmündigt ist, 
hat das Recht zu stimmen und 
zu wählen. 

BV 136 
 
258. Für das Zustandekommen 

einer Initiative müssen innert 
18 Monaten 100‘000 Unter-
schriften gesammelt werden. 

BV 138/139 
 
259. Für ein Referendum sind 

50‘000 Unterschriften in 
100 Tagen notwendig. 

BV 141 
 

260. Der Nationalrat besteht aus 
200 Abgeordneten des Volks. 

BV 149 
 
261. Der Ständerat hat 46 Abge-

ordneten der Kantone. 
BV 150 
 
262. Zu den Zuständigkeiten des 

Parlaments gehören unter an-
derem Gesetzgebung, … 

BV 164 
 
263. … Finanzen… 
BV 167 
 
264. … und Wählen. 
BV 168 
 
265. Der Bundesrat ist die oberste 

vollziehende Behörde. 
BV 174 
 
266. Er besteht aus 7 Mitgliedern. 
BV 175 
 
267. Der Bundespräsident wird 

jeweils für ein Jahr gewählt. 
BV 176 
 
268. Die Bundeskanzlei ist die 

Stabsstelle des Bundes. 
BV 179 
 
269. Eine der Aufgaben des Bun-

desrats ist das Regieren. 
BV 180 
 


